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	Menschenrechtsaktivist*innen weiter in Gefahr

	VENEZUELA


Am 13. Mai bestätigten hochrangige venezolanische Behörden die Inhaftierung von Eduardo Torres. Der bekannte Menschenrechtsverteidiger war zuvor mehrere Tage «verschwunden». Er werde in der berüchtigten Haftanstalt El He-licoide in Caracas festgehalten. Auch andere Menschenrechtsverteidiger*innen sind dort willkürlich inhaftiert, darunter Javier Tarazona, Rocío San Miguel, Carlos Julio Rojas und Kennedy Tejeda. Diese Festnahmen und die damit verbundenen völkerrechtlichen Verbrechen sind Teil eines systematischen Angriffs auf die Zivilgesellschaft und Menschenrechtsverteidiger*innen. Die Lage ist dramatisch.
Am 13. Mai teilte der Generalstaatsanwalt in den Sozialen Medien mit, dass Eduardo Torres in Haft sei. Eduardo Torres ist Mitglied der lokalen Nichtregierungsorganisation PROVEA. Zwischen dem 9. und 13. Mai war er Opfer des Verschwindenlassens. Auch andere Behörden bestätigten, dass er in der Zentrale des venezolanischen Geheimdienstes El Helicoide in Caracas festgehalten wird. Damit bestehen weiterhin grosse Bedenken hinsichtlich seiner Sicherheit. Auch weitere Menschenrechtsverteidiger*innen sind aufgrund ihrer Arbeit willkürlich in El Helicoide inhaftiert. Zu ihnen gehören Javier Tarazona (seit 2. Juli 2021 in Haft), Rocío San Miguel, die dringend operiert werden muss (seit 9. Februar 2024 in Haft), Carlos Julio Rojas (seit 15. April 2024 in Haft) und Kennedy Tejeda (seit 2. August 2024 in Haft).
Derzeit werden fast 900 Menschen aus politischen Gründen willkürlich in venezolanischen Gefängnissen festgehalten. Zu ihnen gehören Staatsangehörige aus Spanien, den USA, Uruguay, Kolumbien, der Ukraine sowie anderer Länder. Die meisten von ihnen sind dort weiteren Menschenrechtsverletzungen ausgesetzt. Dazu gehören das Verschwindenlassen und Folter, die Verweigerung einer angemessenen Verteidigung bei Strafverfahren, die Vorenthaltung medizinischer Versorgung und die Inhaftierung ohne Kontakt zur Aussenwelt. Häufig werden ihnen Straftaten vorgeworfen, ohne Beweise vorzulegen.
Die Festnahmen gehen Hand in Hand mit Verleumdungskampagnen und der Kriminalisierung von Menschenrechtsorganisationen und ihren Sprecher*innen. Das zeigt der Fall von Oscar Murillo, dem Generalkoordinator von PROVEA. Nachdem dieser das Verschwindenlassen von Eduardo Torres angeprangert hatte, wurde er vom Generalstaatsanwalt bedroht. Die Schikane, Bedrohung und Inhaftierung von Menschenrechtsverteidiger*innen und die Angriffe auf die Zivilgesellschaft im Allgemeinen müssen unverzüglich eingestellt werden. Dazu gehört auch die Aufhebung des sogenannten «Anti-NGO-Gesetzes» sowie anderer missbräuchlicher und willkürlicher Rechtsvorschriften.
Da Verbrechen unter dem Völkerrecht und schwere Menschenrechtsverletzungen in Venezuela weiterhin ungestraft bleiben, erinnern wir die Behörden daran, dass sie von internationalen Rechenschaftsmechanismen – einschliesslich der UN und des Internationalen Strafgerichtshofs – individuell und auf staatlicher Ebene überwacht und geprüft wer-den.
Die langjährige Repressionspolitik der Regierung von Nicolás Maduro, mit der jede Form von tatsächlichem oder vermeintlichem Dissens zum Schweigen gebracht werden soll, erreichte nach den Wahlen vom 28. Juli 2024 einen historischen Höhepunkt. Mehr als 2.000 Personen wurden aus politischen Gründen willkürlich inhaftiert, viele von ihnen wegen offenbar unbegründeter Vorwürfe von Terrorismus und der Aufstachelung zum Hass, darunter auch gefährdete Gruppen wie Kinder und Menschen mit Behinderungen. Nach Angaben der lokalen NGO Foro Penal wurden bis zum 9. Mai 2025 mindestens 894 Personen aus politischen Gründen willkürlich inhaftiert, darunter 89 Frauen, fünf Jugendliche und 66 Personen, deren Schicksal und Verbleib unbekannt ist.
Im Rahmen dieser Repressionspolitik fährt die Regierung eine repressive und auf Schikane, Strafverfolgung und Zensur beruhende Linie gegen Aktivist*innen und zivilgesellschaftliche Organisationen, die sich für den Schutz der Rechte der Venezolaner*innen einsetzen. In Venezuela herrscht derweil eine komplexe humanitäre und menschenrechtliche Krise, die dazu geführt hat, dass so viele Menschen wie nie zuvor das Land verlassen haben, um im Ausland Schutz zu suchen. Ihre Zahl belief sich im Dezember 2024 bereits auf 7,9 Millionen.

/ Fortsetzung der Hintergrundinformationen siehe bitte online …

EMPFOHLENE AKTIONEN
1. Schreiben Sie einen höflichen Appellbrief in Ihren eigenen Worten oder verwenden Sie den Modellbrief auf Seite 2.
1. Bitte schreiben Sie vor dem 21. November 2025.
1. Bevorzugte Sprache(n): Spanisch*, Englisch oder in Ihrer eigenen Sprache.
	APPELLE AN den Pràsidenten
	KOPIEN AN 

	→ Der Postdienst in Venezuela ist derzeit ausser Betrieb
Presidente de la República Nicolas Maduro
Twitter/X: @NicolasMaduro
Die Adresse und Fallkorrespondenz können als Bild in sozialen Medien geteilt werden:
Palacio de Miraflores
Av. Nte. 10, Caracas 1012
Caracas, Venezuela 
-
Bitte leiten Sie dieses Schreiben an die venezolanische Botschaft weiter,
da es in Venezuela keine E-Mail-Adressen und keinen funktionierenden Postdienst gibt.
	Botschaft der Bolivarischen Republik Venezuela
Waldeggstrasse 47, Postfach 237, 3097 Liebefeld
Fax: 031 371 64 69 / E-Mail: embajada@embavenez-suiza.ch
-
Botschaft von Brasilien, Monbijoustrasse 68, 3007 Bern
Fax: 031 371 05 25 / E-Mail: brasemb.berna@itamaraty.gov.br
Botschaft der Republik Kolumbien, Zieglerstrasse 29, 3007 Bern
Fax: 031 350 14 09 / E-Mail: esuiza@cancilleria.gov.co
Botschaft von Spanien, Kalcheggweg 24, 3006 Bern
Fax: 031 350 52 55 / E-Mail: emb.berna@maec.es
Botschaft der Vereinigten Staaten von Amerika
Sulgeneckstrasse 19, 3007 Bern
Fax: 031 357 73 20 / E-Mail: bernpa@state.gov ; bern-protocol@state.gov 

	 *Modellbrief auf Spanisch und Infos zu Social Media siehe : amnesty.ch UA 001/25
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Presidente de la República Nicolas Maduro 
Palacio de Miraflores
Av. Nte. 10, Caracas 1012
Caracas, Venezuela
c/o Botschaft der Bolivarischen Republik Venezuela
Waldeggstrasse 47
Postfach 237 
3097 Liebefeld
________________________

Sehr geehrter Herr Präsident
Ich bin froh, dass der Verbleib von Eduardo Torres seit dem 13. Mai geklärt ist. Angesichts der Aussage der Behörde, wonach er im Zentrum des Bolivarischen Nationalen Geheimdienstes in El Helicoide, Caracas, festgehalten wird, bin ich aber weiterhin zutiefst besorgt um seine Sicherheit.
Ebenso besorgt bin ich um das Schicksal und die Rechte anderer Menschenrechtsverteidiger*innen, die ebenfalls willkürlich wegen ihrer Arbeit und ihres Engagements in El Helicoide inhaftiert sind, darunter Javier Tarazona, der seit dem 2. Juli 2021 inhaftiert ist, Rocío San Miguel, die am 9. Februar 2024 inhaftiert wurde und dringend operiert werden muss, Carlos Julio Rojas, der seit dem 15. April 2024 inhaftiert ist, und Kennedy Tejeda, der am 2. August 2024 festgenommen wurde.
Derzeit werden fast 900 Menschen aus politischen Gründen willkürlich in venezolanischen Gefängnissen festgehalten. Zu ihnen gehören Staatsangehörige aus Spanien, den USA, Uruguay, Kolumbien, der Ukraine sowie anderer Länder. Die meisten von ihnen sind dort weiteren Menschenrechtsverletzungen ausgesetzt. Dazu gehören das Verschwindenlassen und Folter, die Verweigerung einer angemessenen Verteidigung bei Strafverfahren, die Vorenthaltung medizinischer Versorgung und die Inhaftierung ohne Kontakt zur Aussenwelt. Häufig werden ihnen Straftaten vorgeworfen, ohne Beweise vorzulegen.
Die Festnahmen gehen Hand in Hand mit Verleumdungskampagnen und der Kriminalisierung von Menschenrechtsorganisationen und ihren Sprecher*innen. Das zeigt der Fall von Oscar Murillo, dem Generalkoordinator von PROVEA. Nachdem dieser das Verschwindenlassen von Eduardo Torres angeprangert hatte, wurde er vom Generalstaatsanwalt bedroht. Die Schikane, Bedrohung und Inhaftierung von Menschenrechtsverteidiger*innen und die Angriffe auf die Zivilgesellschaft im Allgemeinen müssen unverzüglich eingestellt werden. Dazu gehört auch die Aufhebung des sogenannten «Anti-NGO-Gesetzes» sowie anderer missbräuchlicher und willkürlicher Rechtsvorschriften.
Ich fordere die sofortige und bedingungslose Freilassung von Eduardo Torres, Javier Tarazona, Rocío San Miguel, Carlos Julio Rojas und Kennedy Tejeda sowie aller weiteren Betroffenen willkürlicher Festnahmen in Venezuela.
Gewährleisten Sie ihnen, solange sie sich in Ihrem Gewahrsam befinden, auch den uneingeschränkten Schutz ihrer Rechte auf Leben, Unversehrtheit, Kontakt zu Angehörigen sowie auf ein faires Gerichtsverfahren.
Bitte beenden Sie alle Angriffe auf zivilgesellschaftliches Engagement.
Hochachtungsvoll,
________________________
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